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Das Übereinkommen über die 
Rechte des Kindes (Convention 
on the Rights of the Child – CRC) 

ist das wichtigste internationale Men-
schenrechtsinstrument für Kinder. Bis 
auf die USA haben es 196 Staaten ratifi-
ziert. Positiv wirkt der weitere Zuwachs 
an Vertragsstaaten bei allen drei Fakul-
tativprotokollen zum CRC. Die ersten 
beiden Protokolle betreffend die Beteili-
gung von Kindern in bewaffneten Kon-
flikten (Optional Protocol on the In-
volvement of Children in Armed 
Conflict – OPAC) und betreffend den 
Kinderhandel, die Kinderprostitution und 
die Kinderpornografie (Optional Protocol 
on the Sale of Children, Child Prostitu-
tion and Child Pornography – OPSC) 
verfügen mittlerweile über 173 bezie-
hungsweise 178 Vertragsstaaten. Die 
Zahl der Vertragsstaaten beim dritten 
und jüngsten Protokoll betreffend ein 
Mitteilungsverfahren (Optional Proto-
col on a Communications Procedure – 
OPIC) liegt derzeit bei 50.

Kinderrechte, Umwelt und 
Klimawandel

Der Klimawandel stellt eines der größ-
ten Risiken für die Rechte von Kindern 
weltweit dar. Bereits heute schon leben 
weltweit etwa eine Milliarde Kinder in 
einem der 33 Staaten, die aufgrund der 
Auswirkungen des Klimawandels als 
›extrem stark gefährdet‹ gelten. Aus 
diesem Grund arbeitet der Ausschuss 
für die Rechte des Kindes (Committee 
on the Rights of the Child) seit dem 
Jahr  2021 an der Allgemeinen Bemer-
kung Nr. 26 zu Kinderrechten, Umwelt 
und Klimawandel mit dem Ziel, die Ver-
tragsstaaten zu befähigen, alle erforder-
lichen legislativen, administrativen und 
anderen Maßnahmen zum Schutz der 
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Rechte von Kindern im Hinblick auf 
Aspekte der Umwelt und des Klimawan-
dels zu ergreifen. Der Ausschuss hat da-
für einen umfangreichen Arbeitsprozess 
auf den Weg gebracht, im Zuge dessen 
auch zweistufige Konsultationen – vom 
31. März bis zum 30. Juni 2022 und 
vom 15. November 2022 bis 15. Febru-
ar 2023 – mit Kindern und Heranwach-
senden weltweit stattfanden. Insgesamt 
erhielt der Ausschuss 16 331 Beiträge 
von Kindern und Heranwachsenden aus 
über 100 Staaten. Ihre Hauptforderun-
gen an die Erwachsenen waren: Erstens 
eine saubere und gesunde Umwelt, zwei-
tens die Berücksichtigung ihrer Meinung 
und aktiven Rolle bei Maßnahmen, drit-
tens klare und transparente Maßnah-
men durch Regierungen, Gesellschaft 
und alle Erwachsenen, viertens weltwei-
te Kooperationen, fünftens Steigerung 
des Bewusstseins für die Umwelt und 
den Klimawandel sowie Umweltbildung 
und sechstens Bereitstellung von Frei-
räumen, um Ideen zu teilen.

Fünfter und Sechster Staaten-
bericht Deutschlands

Dem Ausschuss lag während der drei re-
gulären Tagungen (89. Tagung: 17.1.–
11.2.; 90. Tagung: 3.5.–3.6.; 91. Ta-
gung: 29.8.–23.9.) eine überwältigende 
Zahl von 22 Staatenberichten vor, die er 
eingehend prüfte und mit Abschließen-
den Bemerkungen beschied. Damit er-
reichte der Ausschuss Überprüfungen in 
Chile, Deutschland, Djibouti, Griechen-
land, Island, Kambodscha, Kanada, Ki-
ribati, Kroatien, Kuba, Kuwait, Mada-
gaskar, Niederlande, Nordmazedonien, 
Philippinen, Sambia, Somalia, Südsu-
dan, Ukraine, Usbekistan, Vietnam und 
Zypern. Die nachfolgende Berichterstat-
tung konzentriert sich beispielshaft auf 

den Fünften und Sechsten Staatenbe-
richt Deutschlands zum CRC sowie zur 
Umsetzung der beiden Protokolle OPAC 
und OPSC (CRC/C/DEU/5-6). In den 
Abschließenden Bemerkungen (CRC/C/
DEU/CO/5-6) betonte der Ausschuss 
dringenden Handlungsbedarf in sechs 
Bereichen und richtete darauf seine Emp-
fehlungen aus. 

Erstens zu Gewalt gegen Kinder: Der 
Ausschuss würdigte zunächst die ergrif-
fenen gesetzlichen und politischen Maß-
nahmen wie die im Jahr 2016 ins Leben 
gerufene Bundeskoordinierung speziali-
sierter Fachberatung gegen sexualisierte 
Gewalt in Kindheit und Jugend (BKSF) 
sowie das im Jahr 2018 eingerichtete 
Amt des Unabhängigen Beauftragten für 
Fragen des sexuellen Kindesmissbrauchs. 
Auch die Ratifizierung des Übereinkom-
mens des Europarats zur Verhütung und 
Bekämpfung von Gewalt gegen Frauen 
und häuslicher Gewalt fand positive Re-
sonanz. Nichtsdestotrotz zeigte sich der 
Ausschuss sehr besorgt über die hohe 
Zahl von Gewalt gegen Kinder, ein-
schließlich sexueller Ausbeutung und 
digitaler Gewalt. Der Ausschuss emp-
fahl deshalb vor allem die Erarbeitung 
einer umfassenden nationalen Strategie, 
um alle Formen von Gewalt gegen Kin-
der zu verhindern, zu bekämpfen und zu 
überwachen. Die weiteren Empfehlun-
gen betrafen unter anderem die Sicher-
stellung einer effektiven Untersuchung 
und Verfolgung aller Fälle sexueller Aus-
beutung sowie die Gewährleistung um-
fassenden Opferschutzes. 

Zweitens zu Kindern, die aus ihrer 
familiären Umgebung losgelöst sind: 
Der Ausschuss zeigte sich über die zu-
nehmende Zahl an Kindern beunruhigt, 
die in alternativer Fürsorge leben, insbe-
sondere in geschlossenen Einrichtungen. 
Der Ausschuss empfahl deshalb unter 
anderem, den Fokus vermehrt auf das 
individuelle Setting und die individuelle 
Förderung von Kindern zu legen sowie 
zu gewährleisten, dass Kinder zu jeder 
Zeit im Rahmen von Entscheidungen 
der alternativen Fürsorge gehört werden. 

Drittens zu Gesundheit und dem Ge-
sundheitswesen: Kritik äußerte der 
Ausschuss zudem daran, dass es zu we-
nig qualifiziertes Personal in der Kin-
derheilkunde gebe und dass Kinder aus 
Flüchtlingsfamilien nur einen Mindest-
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(Dieser Beitrag setzt den Bericht von 
Jana Hertwig über die 86. bis 88. Ta-
gung 2021, VN, 5/2022, S. 226f., fort.)

zugang zum Gesundheitswesen hätten. 
Darüber hinaus zeigte sich der Ausschuss 
über die große Zahl von Kindern be-
sorgt, die dem Passivrauchen ausgesetzt 
seien und über die Verbreitung von ge-
sundheitlichen Beeinträchtigungen durch 
übermäßiges Nutzen von Videospielen. 
Der Ausschuss empfahl deshalb den un-
gehinderten und qualifizierten Zugang 
zu den Gesundheitsdiensten für alle Kin-
der, so auch für Kinder aus Flüchtlings-
familien. Zudem verwies der Ausschuss 
darauf, wie wichtig es sei, dass Eltern, 
einschließlich schwangere Mütter, über 
die gesundheitlichen Folgen des Passiv-
rauchens sensibilisiert werden. Jugendli-
che, die bereits Gesundheitsbeeinträchti-
gungen durch übermäßiges Videospielen 
hätten, sollten über diese Risiken infor-
miert und ihnen entsprechende Hilfen 
bereitgestellt werden. 

Viertens zu Bildung: Der Ausschuss 
begrüßte zunächst die erzielten Fort-
schritte bei der Inklusion, bei den Lern-
rückständen aufgrund der COVID-19- 
Pandemie, bei der Digitalisierung an 
Schulen und beim Kampf gegen Gewalt 
an Schulen. Trotz dieser positiven Ent-
wicklungen zeigte sich der Ausschuss 
über die immer noch vorherrschenden 
ungleichen Bildungschancen besorgt, 
die zum Teil fehlende Inklusion in den 
Sekundarschulen und über fehlendes 
Lehrpersonal. Aus diesen Gründen 
empfahl der Ausschuss, Maßnahmen zu 
ergreifen, um Kindern aus benachteilig-
ten Gruppen den gleichen Zugang zum 
Schulbildungssystem (Gemeinschafts-
schulen, akademische Bildung, Berufs-
ausbildung) zu ermöglichen. Zudem be-
fürwortete der Ausschuss den Erlass 
nationaler Vorschriften, um das Recht 
auf inklusive Bildung für alle Kinder mit 
Behinderungen zu garantieren. 

Fünftens zu Asyl, Flucht, Migration: 
Der Ausschuss zeigte sich über die me
dizinischen Maßnahmen besorgt, die 
ergriffen werden, um das Alter von 
Kindern sicher zu bestimmen. Zudem 
bemängelte der Ausschuss die langen 
Aufenthalte von Kindern in Erstaufnah-
meunterkünften, die zudem häufig nicht 
kindgerecht eingerichtet und organisiert 
seien. Kritisch bemerkte der Ausschuss 
auch an, dass Kinder in diesen Einrich-
tungen nur begrenzt Zugang zum Schul-
system hätten. Und auch die Verbrin-

gung von Familien in Einrichtungen 
anderer Bundesländer, die teilweise zur 
Trennung der Kinder von ihren Familien 
führen würde, sah der Ausschuss kri-
tisch. Die Empfehlungen des Ausschus-
ses konzentrieren sich auf kindgerechte 
Gespräche geführt von geschultem Per-
sonal und kurze Aufenthalte in den Erst-
aufnahmeeinrichtungen verbunden mit 
schnellem Zugang zum Schulsystem und 
weiteren Bedarfen. Zudem müsste jegli-
che Separierung von Kindern von ihren 
Familien verhindert sowie Festnahmen 
und Haft von Kindern aufgrund ihres 
Migrationsstatus oder desjenigen ihrer 
Eltern verboten werden. Unbegleitete 
Kinder müssten schnellstmöglich identi-
fiziert und ein Vormund mit Expertise 
im Asylrecht bestimmt werden. 

Sechstens zu Kindern in bewaffne-
ten Konflikten: Nach Auffassung des 
Ausschusses sollten Kinder unter keinen 
Umständen in den nationalen Streit-
kräften eingestellt werden. Die entge-
gengesetzte Praxis Deutschlands nahm 
der Ausschuss deshalb lediglich zur 
Kenntnis. Deutschland hat bei Hinterle-
gung der Ratifizierungsurkunde des ers-
ten Fakultativprotokolls im Jahr 2004 
erklärt, dass es für den Beginn des Frei-
willigendienstes in seinen Streitkräften 
ein Mindestalter von 17 Jahren als ver-
bindlich im Sinne von Artikel  3, Ab-
satz 2 des Fakultativprotokolls ansieht. 
Der Dienst bei der Bundeswehr erfolge 
lediglich als freiwillige Dienstleistung – 
verbunden mit der Festlegung von ver-

schiedenen Schutzmaßnahmen gemäß 
Artikel 3, Absatz 3 des Fakultativproto-
kolls (freiwillige Einziehung, Zustim-
mung der Eltern oder des Vormunds, 
umfassende Aufklärung, verlässlicher 
Altersnachweis). Der Ausschuss kriti-
sierte unter anderem die verschiedenen 
Werbekampagnen zur Gewinnung von 
Kindern für die Bundeswehr – auch und 
gerade in Schulen – sowie Fälle von se-
xuellem Missbrauch und Belästigung 
von Kindern in der Bundeswehr. Wich-
tig war dem Ausschuss, seine bisherigen 
Empfehlungen zum Mindestalter (ab 
18  Jahren) zu bekräftigen und deshalb 
wiederholt darauf zu drängen, dass 
Deutschland seine Position überdenkt. 
Zudem empfahl der Ausschuss die so-
fortige Untersuchung gemeldeter Fälle 
von Gewalt gegen Kinder, einschließlich 
sexuellem Missbrauchs und Belästi-
gung, in der Bundeswehr. Dabei sollte 
auch die Strafverfolgung samt Verur
teilung sichergestellt werden. Abschlie-
ßend empfahl der Ausschuss ein Verbot 
des Exports von Waffen, insbesondere 
von Kleinwaffen, in diejenigen Länder, 
von denen bekannt ist, dass dort Kinder 
rekrutiert beziehungsweise bei Kampf-
handlungen eingesetzt werden.
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